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Wer ist antragsberechtigt?
Gewerbliche KleinuUnternehmen mit bis zu 100 Beschäftigten, Freiberufler + freiberuflich Tätige + sowie Soloselbstständige
 mit Betriebs- bzw. Arbeitsstätte stätte in Brandenburg sind antragsberechtigt.(Ausschluss Landwirtschaft)

Wer ist nicht berechtigt?
· Unternehmen mit mehr als 100 Beschäftigten
· Unternehmen, die vor der Krise (11.03.2020) bereits in wirtschaftlichen Schwierigkeiten waren 
· Fischerei oder Aquakultur im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 104/2000 des Rates (14) tätig sind;
· Unternehmen, die in der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind
· Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind,
· Unternehmen, wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der bei Primärerzeugern erworbenen oder von den betreffenden Unternehmen vermarkteten Erzeugnisse richtet;
· Unternehmen, wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder teilweise an die Primärerzeuger weitergegeben wird	
· Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mitgliedstaaten oder Drittländer ausgerichtet sind, d. h. Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, mit der Errichtung und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder mit anderen laufenden exportbezogenen Ausgaben in Zusammenhang stehen;
· Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische Waren Vorrang vor eingeführten Waren erhalten

Nicht gefördert werden Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Randziffer 20 a) bis c) der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nicht-finanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten (Mitteilung der Europäischen Kommission 2014204/C 249/01; Amtsblatt der Europäischen Union vom 31. Juli, C249/1) es sei denn, diese sind aufgrund der Corona-Krise entstanden. 
Erklärung Unternehmen in Schwierigkeiten:
20. Für die Zwecke dieser Leitlinien gilt ein Unternehmen dann als Unternehmen in Schwierigkeiten, wenn es auf kurze oder mittlere Sicht so gut wie sicher zur Einstellung seiner Geschäftstätigkeiten gezwungen sein wird, wenn der Staat nicht eingreift. Im Sinne dieser Leitlinien befindet sich ein Unternehmen daher dann in Schwierigkeiten, wenn mindestens eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: a) Im Falle von Gesellschaften mit beschränkter Haftung (25): Mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals (26) ist infolge aufgelaufener Verluste verlorengegangen. Dies ist der Fall, wenn sich nach Abzug der aufgelaufenen Verluste von den Rücklagen (und allen sonstigen Elementen, die im Allgemeinen den Eigenmitteln des Unternehmens zugerechnet werden) ein negativer kumulativer Betrag ergibt, der mehr als der Hälfte des gezeichneten Stammkapitals entspricht.b) Im Falle von Gesellschaften, bei denen zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften (27): Mehr als die Hälfte der in den Geschäftsbüchern ausgewiesenen Eigenmittel ist infolge aufgelaufener Verluste verloren gegangen. c) Das Unternehmen ist Gegenstand eines Insolvenzverfahrens oder erfüllt die im innerstaatlichen Recht vorgesehenen Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens auf Antrag seiner Gläubiger.d) Bei einem Unternehmen, das kein KMU ist, lag in den vergangenen beiden Jahren der buchwertbasierte Verschuldungsgrad über 7,5 und das Verhältnis des EBITDA zu den Zinsaufwendungen unter 1,0.

Was ist ein Beschäftiger/ ein Vollzeitäquivalent?
Es handelt sich um sozialversicherungspflichtige Dauerarbeitsplätze mit branchenüblicher Wochenarbeitszeit. Teilzeitkräfte werden proportional zu ihrer Arbeitszeit gezählt (z. B. 0,5 Dauerarbeitsplätze bei einer Halbtagskraft). Leiharbeitnehmer, Minijobber, und Auszubildende sowie Studenten zählen entsprechend der wöchentlichen Arbeitszeit ebenfalls nicht zu den Beschäftigten im Sinne dieser Richtlinie. 

Zähle ich als Soloselbstständiger oder Freiberufler zu den Erwerbstätigen (Beschäftigten)? 
(siehe Punkt 5 Antragsformular)
Nein, eine Beschäftigung ist die nichtselbstständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis (SGB IV §7), insofern kann muss bei der Abfrage eine 0 eingetragen werden.

Werden bei der Prüfung meiner Beschäftigtenzahlen die Beschäftigten meines Unternehmens in Betriebsstätten in und außerhalb von Brandenburg addiert?
Ja, es handelt sich um eine Unternehmensbetrachtung.

Zählen Auszubildende und Minijobs zu den Beschäftigten?
Nein, die Anzahl der Beschäftigten ist im Vollzeitäquivalent anzugeben, wobei Auszubildende und Minijobs nicht berücksichtigt werden. Ausschließlich Vollzeit- sowie Teilzeitkräfte (proportional zu deren Arbeitszeit z. B. 0,5) werden hier angegeben. 

Kann ich als gemeinnütziger Verein einen Antrag stellen?
Nein, sofern ich keine wirtschaftliche Tätigkeit (wirtschaftlicher Zweckbetrieb) nachgeweiesen werden kann.

Werden bei der Prüfung meiner Beschäftigtenzahlen die Beschäftigten von Beteiligungen meines Unternehmens in und außerhalb von Brandenburg addiert (faktische KMU-Prüfung)?
Nein, die Prüfung erfolgt betriebsstättenbezogen auf der Basis eines aktuellen Lohnjournals des antragstellenden Unternehmens. Dabei finden Beteiligungen des Unternehmens keine Berücksichtigung. Mehrere Betriebsstätten innerhalb Brandenburgs werden nicht kumuliert betrachtet, folglich kann für jeden Standort ein separater Antrag gestellt werden. 

Kann ich auch als nebenberuflich Selbstständiger einen Antrag stellen?
Ja, sofern eine Gewerbeanmeldung bzw. die Finanzamtssbestätigung zur freiberuflichen Tätigkeit vorliegt. 

Was wird im Textfeld „Grund der existenzbedrohlichen Lage“ erwartet?
Eine konkrete Beschreibung der Ursache des Liquiditätsengpasses (z. B. behördliche Anordnung der Schließung, Abhängigkeit von Zulieferern, siehe Musterantragetc.). 



Handelt es sich bei der Abfrage zur Höhe des entstandenen Schadens um eine IST Betrachtung oder können auch zu erwartende Schäden eingetragen werden?
Schäden, die ab dem 11.03.2020 eingetreten sind und ggf. in den kommenden 3 Monaten erwartet werden, können angegeben werden. 


Wie ist der entstandene Schaden zu beziffern (? Aals Umsatz- oder Ertragsausfall?)?
Es gibt sowohl die Möglichkeit den Umsatz- als auch den Ertragsausfall geltend zu machen.



Muss/ kann ich nachweisen, dass das Unternehmen zum 11.03.2020 wirtschaftlich stabil war?
Ja, im Rahmen einer subventionserheblichen Eigenerklärung (siehe Antragsformular).

Können der Handelsregisterauszug und/oder die Gewerbeanmeldung nachgereicht werden?
Nein, diese sind zwingend notwendig bei der Antragsstellung und sollten nicht älter als 6 Monate sein. Ohne diese Dokumente kann der Antrag nicht bearbeitet werden. Sollten die Dokumente älter als 6 Monate sein, benötigen wir einen Vermerk (handschriftlich), dass die Angaben unverändert gültig sind.

Kann ich den Zuschuss mehrmals beantragen?
Nein, es ist nur eine einmalige Inanspruchnahme je UnternehmenBetriebsstätte möglich.

Wer muss welche Anlage einreichen?
Personalausweis:	 immer vom Inhaber / Freiberufler / Soloselbständigen / Geschäftsführer (wenn mehrere Geschäftsführer und gemeinsam vertretungsbrechtigt dann von allen Geschäftsführern), bei GbR/BGB Gesellschaft von beiden Gesellschaftern

HR Auszug:	AG, GmbH, UG, GmbH&Co KG (2 HR Auszüge 1 von der Komplementär GmbH und einen von der KG), KG, e.K., OHG

Gewerbeanmeldung:	Einzelunternehmen (keine Freiberufler), alle übrigen Gesellschaften (siehe oben); GbR (Gewerbeanmeldung von jedem Gesellschafter)

Freiberufler:	Bestätigung des Finanzamtes / Erteilung einer Steuernummer, Steuerbescheid		

Lohnjournal:	dient dem Nachweis der Anzahl der Mitarbeiter (nicht notwendig bei Anträgen weniger 5 MA) andernfalls zwingend erforderlich 

Was sind De-minimis?
Die Unternehmensförderung durch EU, Bund oder Länder bietet zahlreiche Vorteile. Günstige Kreditkonditionen sowie nicht rückzahlbare Subventionen und Zuschüsse reduzieren die Kosten und verbessern die Wettbewerbsposition. Um einer Wettbewerbsverzerrung vorzubeugen, gilt in der EU daher ein Subventionsverbot. Damit dennoch Beihilfen gewährt werden können, greift bei einigen Förderprogrammen die sog. De-minimis-Regel. Von der De-minimis-Regel sind bestimmte Wirtschaftsbereiche bzw. Förderprogramme ausgenommen. Sie gilt nicht grundsätzlich bei allen Förderprogrammen, sondern nur bei denjenigen, die der De-minimis-Regel unterliegen und bei denen diese in den Richtlinien aufgeführt ist. Staatliche Zuwendungen dürfen den Subventionswert von 200.000 Euro nicht übersteigen. Eine Ausnahme bildet der Straßenverkehrssektor mit einer Obergrenze von 100.000 Euro. Dabei bezieht sich die festgesetzte Obergrenze immer auf drei aufeinanderfolgende Steuerjahre.


